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 Beratungsfolge:    Datum:  

 Fachausschuss Bildungs-, Kultur- und Sozialausschuss 
 

09.06.2004 

 Fachausschuss Finanz- und Rechnungsprüfungsausschuss 
 

10.06.2004 

 Kreisausschuss 
 
 

 
15.06.2004 

 Kreistag 
  

23.06.2004 

       
Inhalt: 
Schulträgerwechsel – Schulträger Amt Gartz/Oder an den Landkreis Uckermark 
 

Wenn Kosten entstehen: 

Kosten                  
ca. 210 T€/Jahr 

Haushaltsstelle 
noch einzurichten 

Haushaltsjahr 
2005  

 
Mittel stehen zur Verfügung 

 
 
Mittel stehen nicht zur Verfügung 

 
Deckungsvorschlag: 

 
 
Mittel stehen nur in folgender Höhe 
zur Verfügung:  

 
 

 
 

 
Beschlußvorschlag: 
Der Kreistag beschließt auf der Grundlage des Beschlusses 06/04/04 des Amtes Gartz/Oder 
vom 28.04.2004 die Übernahme der Schulträgerschaft gem. BbgSchulG vom Amt Gartz (O-
der) durch den Landkreis Uckermark für die  
 

– Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe „Friedensschule“ Gartz (Oder) 
 

ab 01.01.2005. 

zuständiges Amt:       

Schulverwaltungsamt  Uwe Falke  Marita Rudick  Klemens Schmitz 
  Amtsleiter  II. Beigeordnete  Landrat 

       
abgestimmt mit: 
Amt  Name   Unterschrift   

III Herr Förster 
  

  
 
Beratungsergebnis: 

Kreistag/ 
Ausschuß 

Datum Stimmen Stimm- 
enthaltung 

Einstimmig Lt. Beschluß- 
vorschlag 

Abweichender 
Beschluß 

 (s.beiliegendes Formblatt)  
  Ja Nein     

KBSA 09.06.2004       

FRA 10.06.2004       

KA 15.06.2004       

KT 23.06.2004       

 



 
Begründung der Vorlage: 
  
Der Schulträgerwechsel erfolgt gem. § 105 Abs. 2 i.V.m. §§ 100 und 142 des 
BbgSchulG durch inhaltliche übereinstimmende Beschlüsse gem. § 35 Abs. 2 der Ge-
meindeordnung (GO) in Verbindung mit § 5 der Amtsordnung (AmtsO) und § 29 Abs. 
2 der Landkreisordnung (LKrO) vom abgebenden Schulträger (Amt Gartz/Oder) und 
übernehmenden Schulträger (Landkreis Uckermark). Der Wechsel der Trägerschaft 
gilt für die nachfolgend aufgeführte weiterführende allgemeinbildende Schule: 
 

–  Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe „Friedensschule“ Gartz (Oder)  
    einschließlich der Sporthalle. 

 
Der Schulträgerwechsel wird mit Genehmigung durch das Ministerium für Bildung, Ju-
gend und Sport nach § 104 Abs. 2 BbgSchulG wirksam. 
 
Der Antrag der Amtes Gartz (Oder) auf Wechsel der Schulträgerschaft vom 
06.05.2004 ist als Anlage 1 beigefügt. 
 
Ein Schulträgerwechsel zum 01.07.2004 ist nicht möglich, da der Kreistag frühestmög-
lich erst in der Sitzung am 23.06.2004 darüber befinden kann und der Trägerwechsel 
danach durch das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) zu genehmigen 
ist. Das MBJS benötigt zur Prüfung und Genehmigung eine angemessene Bearbei-
tungszeit. 
Weiterhin erfordert die Übernahme der Schulträgerschaft nach vorliegender Genehmi-
gung eine umfangreiche organisatorische Vorbereitung. Auch aus haushaltstech-
nischen Gründen ist der durch das Amt Gartz (Oder) angedachte Termin für den 
Schulträgerwechsel nicht realisierbar. 
 
Der Übernahmetermin 01.01.2005 ist für die beteiligten Schulträger und die Schule der 
geeignete Zeitpunkt. Die bisherige Praxis beweist, dass ein angemessener Zeitraum 
erforderlich ist, um einen reibungslosen Zuständigkeitswechsel zu organisieren. 
 
Auf eine ausführliche Begründung wird verzichtet, da inhaltlich die DS-Nr.: 826/97 
Version 1 vom 21.01.1997 und die Berichtsvorlage DS-Nr.: 21/97 vom 25.02.1997 hier 
wiederum i.V.m. schon vollzogenen Schulträgerwechseln zutreffen. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Nach Angaben des Amtes Gartz (Oder) werden 2005 ca. 210,0 T€ zur Unterhaltung 
der Schule (Schullastenausgleich u. a. Einnahmen wurden bereits abgesetzt) benötigt. 
Diese Summe beinhaltet auch den noch zu entrichtenden Schuldendienst für laufende 
Kredite.  
Weiterhin ist vom 01.07.2004 bis 31.12.2004 der Schulkostenbeitrag für Schüler aus 
dem Hoheitsgebiet des Schulträgers Amt Gartz (Oder) durch den LK UM zu überneh-
men. 
 
 
Die Stellungnahme der Schulkonferenz  (Anhörung lt. § 91 Abs. 3 Pkt. 1 - BbgSchulG) 
ist als Anlage 2 beigefügt. Eine Meinungsbildung im Kreisschulbeirat wird gegebenen-
falls nachgereicht. 
 
 
 














